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Zur unzureichenden Gehörsgewährung in einem Zivil-
prozess wegen Haftung aus Verschulden bei Vertrags-
schluss („Prospekthaftung im weiteren Sinne“)

Verfassungswidrigkeit der im Rahmen des europäischen
Stabilisierungsmechanismus erfolgten Übertragung der
Beteiligungsrechte des Bundestags auf Sondergremium

Anforderungen an die von den Abwicklern zu erstellen-
de Auseinandersetzungsbilanz bei einer Publikumsge-
sellschaft bürgerlichen Rechts; Ermittlung des auf jeden
Gesellschafter entfallenden Fehlbetrags; Beschlussfas-
sung der Gesellschafterversammlung über Festlegung
der Höhe der von den Gesellschaftern einzufordernden
Nachschusszahlungen sowie Anweisung des Liquidators
zur Einforderung der entsprechenden Beträge

Beschlussfassung über Feststellung der Auseinanderset-
zungsbilanz als Grundlage der Verlustausgleichspflicht
nach Auflösung einer Publikumsgesellschaft bürger-
lichen Rechts grundsätzlich mit einfacher Mehrheit

Zu den Folgen der Überschreitung des gesetzlich zulässi-
gen Höchstbetrags durch den von der Hauptversamm-
lung beschlossenen Nennbetrag des bedingten Kapitals

Zur Zulässigkeit einer Darlehensgewährung durch den
übertragenden Rechtsträger an den aufnehmenden
Rechtsträger im Rahmen einer Ausgliederung durch Auf-
nahme

Keine Pfändbarkeit der Ansprüche aus § 109 SGB VI auf
Erteilung von Renteninformationen und Rentenauskünf-
ten

Keine über die positive Feststellung des Anspruchs in an-
gemeldeter Höhe hinausgehende Wirkung des Eintrags
in die Tabelle
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Gläubigerbenachteiligung durch die widerrufliche Be-
zeichnung eines Dritten als Bezugsberechtigten aus einer
Lebensversicherung auch dann, wenn zunächst eine un-
widerrufliche Bezeichnung des Dritten bestanden hat

Keine Abweisung des Eröffnungsantrags des Gläubigers
mangels Masse vor einer Entscheidung über den Eröff-
nungs- und Stundungsantrag des Schuldners; zur Be-
handlung eines Eröffnungsantrags des Schuldners, der
unter der prozessualen Bedingung steht, dass das Insol-
venzgericht die internationale Zuständigkeit für den Gläu-
bigerantrag bejaht

Höhe der für die Vergütung des Verwalters zu berücksich-
tigenden Ansprüche auf Kapitalaufbringung und Kapital-
erhaltung in der Insolvenz der GmbH; keine Minderung
der Berechnungsgrundlage durch Zahlungen Dritter an
Insolvenzgläubiger

Freigabe des Vermögens des Schuldners aus einer selb-
ständigen Tätigkeit schließt damit verbundene Dauer-
schuldverhältnisse ein; keine Ansprüche von Gläubigern
gegen die Masse für Zeiträume ab Zugang der Freigabeer-
klärung; zur Schadensersatzpflicht des Insolvenzverwal-
ters bei versäumter Kündigung eines von dem Schuldner
begründeten Dauerschuldverhältnisses

Keine Beschwerde des Schuldners gegen die Eröffnung
des Insolvenzverfahrens, wenn sowohl er als auch ein
Gläubiger einen Insolvenzantrag gestellt hat

Keine Kostenvergünstigung bei Anerkenntnis nur einzel-
ner von mehreren quotal haftenden beklagten Streitge-
nossen


